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3er entführte Airbus der Kuwait Airlines mit mehr als 160 Passagieren an Bord auf 
\em Teheraner Flugplatz. (Bild: AP) 

oiwaitisches Flugzeug entführt 
\irbus war auf dem Weg nach Karatschi 

Nikosia (AP) Ein Airbus der Kuwait 
Airlines mit mehr als 160 Passagieren und 
jtesatzungsmitgliedern an Bord ist einer 
Keldung der iranischen Nachrichten-
gentur IRNA zufolge am Dienstag nach 

Teheran entfuhrt worden. Dabei kam ein 
psagier ums Leben und ein weiterer 
urde verletzt. Bei den Entführern han­

telt es sich IRNA zufolge um fünf ar-
|bisch sprechende Männer. Die Entfüh-
er, die das Auftanken des Flugzeugs ver­
bogt haben, weigern sich bisher, den 
Verletzten oder Frauen und Kinder frei­
geben. 

D i e  Flugsicherheitsbehörde Pakistans 
eilte m i t .  die Maschine sei auf dem Weg 

Ion Dubai nach Karatschi kurz vor dem 

reiertagsstreit 
Wien (AP) Auch e i n e  Krisensitzung 

Bier Beteiligten unter der Leitung des 
pterreichischen Bundeskanzlers Fred Si-
owatz konnte den Streit über den ver-
^ufsoffenen Feiertag Mariä Empfängnis 

kommenden Samstag in Salzburg 
pcht schlichten. Der  Salzburger Landes-
auptmann Wilfried Haslauer b l i eb  auch 
ei dem Spitzengespräch am Dienstag in  
l'ien dabe i ,  dass er seine Verordnung 
per  verkaufsoffene Geschäfte an dem 
Isterreichischen Feiertag i n  Salzburg be-
|ehen lasse. Die Bundesregierung wird 
un nach den Worten von Sinowatz über 

Ine Verfassungsklage gegen Haslauer 
Vtscheiden. DerBeschluss werde jedoch 
ist nach dem 8. Dezember gefasst 
lerden. 
[An d e r  Krisensitzung nahmen neben 
Inowatz und Haslauer auch Vertreter 
F Sozialpartner sowie Sozialminister 
llfred Dallinger und Handelsminister 
Jorbert Steger teil. Dallinger hatte Has-
|uer per Ministerweisung aufgefordert, 
p gesetzeskonform zu verhalten und 

Geschäfte in der Mozartstadt nicht 
nen zu lassen. Haslauer vertritt jedoch 

|e Ansicht, dass es sich um ein «rein 
plzburger Problem» handele. Er  fürch-
| t e  bei geschlossenen Geschäften ein 
pvandern von Käufern an diesem Vor-
Jihnachtssamstag ins benachbarte Aus-
|nd. 

Nebenbei 
Ober die Aufgaben eines Parla­

ments ist schon viel, auch in unserem 
Land, diskutiert worden. Nun hat 
der Landtagspräsident eine neue 
Version über die «Vertretung des 
Volkes» geliefert: «Es ist Aufgabe 
der politischen Parteien, dafür zu 
sorgen, dass berechtigte Ansprüche 

: auf eine Vertretung im Landtag er-
S füllt werden, aber es ist nicht unsere 

Aufgabe, die Zahl der Abgeordneten 
derart zu erhöhen, dass die Arbeit 
des Landtages durch eine uner­
wünschte Vielzahl von Voten er­
schwert und das angestrebte Ziel da-
wit teilweise wieder in Trage gestellt 
Wrde.» Kann es, wenn es um die 
echte Vertretung des Volkes geht, 
überhaupt eine *unerwünschte Viel-
zahl von Voten» geben? * 

Einflug in den pakistanischen Luftraum 
in die Gewalt der Luftpiraten gelangt. Sie 
landete kurz vor 03.00 Uhr MEZ auf dem 
Teheraner Mehrabad-Flughafen. 

Nach Angaben von IRNA befinden 
sich 155 Passagiere und eine elfköpfige 
Besatzung an Bord des Airbus. In Kuwait 
wurde die Zahl der Passagiere mit 150 
angegeben. Bei den meisten handele es 
sich um Pakistaner. IRNA meldete, die 
Teheraner Behörden hätten die Landung 
aus humanitären Gründen erlaubt, denn 
der Pilot habe gemeldet, der Treibstoff 
gehe zur Neige. Die Maschine wurde 
nach der Landung umstellt. Die Entfüh­
rer drohten laut IRNA mit der Sprengung 
des Flugzeugs. 

Kalender einer verpassten Chance 
Will die VU die Effizienz des Landtages wirklich stärken? 

In der letzten Wochenendausgabe 
konnte das VOLKSBLATT ankündi­
gen, dass die FBP eine Volksinitiative 
zur Stärkung des Landtages anmelden 
werde: die Zahl der ordentlichen 
Volksvertreter sollte: von 15 auf 25 er­
höht und jene der (nicht vom Volk 
gewählten) stellvertretenden Abgeord­
neten gesenkt und deren Rolle neu de­
finiert werden. Auf  diese Weise wollte 
die FBP wenigstens noch einen Teil 
ihrer Bemühungen um die Stärkung 
der künftigen Volksvertretung retten, 
nachdem sie von der VU wenige Tage 
zuvor eine klare Absage erhalten hatte. 
Nun hat die V U  ihrerseits mit einer 
Volksinitiative nachgezogen und sich 
erneut dem Verdacht ausgesetzt, dass 
sie mit den Stimmbürgern ein unehrli­
ches Spiel betreibt. 

Unehrlich deshalb, weil die VU ge­
genüber der FBP lange den Eindruck 
machte, dass für sie 25 Volksvertreter 
eine gangbare Lösung wären und dass 
sich die Parteien auf dieser Ebene im 
Interesse einer echten Stärkung der Ef­
fizienz unseres Ländtages finden könn­
ten. Dann kam per Post das schroffe 
Nein. Und so präsentiert sich der Ka­
lender der verpassten Chancen: 
• Am 1. Oktober 1984 beauftragte der 
FBP-Landesausschuss den Parteivor-
stand, mit der  VU Kontakte wegen 
einer sich aufdrängenden Erhöhung 
der Mandatszahl des Landtages aufzu­

nehmen. Als Wunschzahl sollte 31 vor­
getragen werden; eine komfortable 
Stärkung also. Bis zur Zahl von 25 Ab­
geordneten sollte sich die FBP-Delega-
tion «herunterhandeln» lassen, um 
schlechtestenfalls wenigstens diese Er­
höhung gemeinsam zu realisieren. 

• Am 5. Oktober fanden zwischenpar­
teiliche Gespräche statt, an denen von 
Seiten der FBP folgende Herren teil­
nahmen: Präsident Dr. Herbert Batli-
ner, der Abgeordnete Noldi Frommelt 
und Regierungschef-Stellvertreter Hil­
mar Ospelt. Die V U  war vertreten 
durch Präsident Dr. Otto Hasler, 
Landtagspräsident Dr. Karlheinz Rit­
ter und Regierungschef Hans Brun­
hart. Aus dem Gedächtnisprotokoll 
dieser Sitzung wörtlich zitiert: «Seitens 
der V U  wird die Zahl von 25 Mandaten 
als höchstmögliche Zahl betrachtet. 
Mit dieser Zahl könne eine Verbesse­
rung der Situation erreicht werden. . .»  
• Am 7. November richtete VU-Präsi-
dent Dr. Otto Hasler ein Schreiben an 
den FBP-Präsidenten, in dem ange­
sichts des negativen Ausganges frühe­
rer Abstimmungen über die «Erhöhung 
der Mandatszahl auf nur 21» vor einer 
zu hohen Mandatszahl gewarnt wird. 
Ausserdem verteidigt Dr. Hasler in 
diesem Brief die Haltung der Union 
inbezug auf die Stellvertreter und droht 
zum Schluss mit dem Herr-im-Haus-

Standpunkt: «Ich möchte nicht verfeh­
len, zum Schluss darauf hinzuweisen, 
dass im Falle ihres Beharrens ( . . . )  das 
im Landtag notwendige Quorum für 
Verfassungsgesetze in Frage steht.» 

• Am 13. November 1984 schneidet 
der VU-Präsident die Verhandlungs­
drähte zur FBP definitiv ab. In einem 
neuen Schreiben an den FBP-Präsiden-
ten heisst es jetzt kurz und bündig: 
«Wie ich Ihnen bereits telefonisch mit­
teilte, hat der Landesvorstand der Va­
terländischen Union gestern Montag, 
den 12. November 1984 folgende Be­
schlüsse gefasst: Die vom Präsidium 
beschlossene Erhöhung der Mandats­
zahl wurde ( . . . )  auf 21 Mandate be­
schlossen.» 

Schade, dass keine Einigung auf Par­
teiebene zustande kam und dass die 
VU im letzten Moment ihre ursprüngli­
chen Absichten korrigierte und von 25 
sogar noch auf 21 Mandate zurückging. 
Die Ankündigung einer eigenen Volks­
abstimmung mit dieser Zahl, mit d e r .  
sich niemand so recht anfreunden will, ,  
birgt das Risiko in sich, dass wir am 
Ende wieder gleich dastehen wie heute: 
mit 15 Abgeordneten, 14 gleichberech­
tigten Stellvertretern und einer VU, die 
damit erreicht hatte, was sie eigentlich 
schon immer wollte: unter keinen Um­
ständen die eigene Macht und Mehr­
heit im Lande aufs Spiel zu setzen. 

Erhöhter Bleigehalt in allen Bodenproben 
Die Regierung beantwortet FBP-Interpellation zum Schutz der Bodenqualität 

Das Thema Umweltschutz ist in den 
letzten zwei Jahren vorwiegend auf den 
Bereich der Luftverschmutzung und das 
Waldsterben konzentriert worden. Um 
Ausschluss über die Gefährdung des Bo­
dens durch giftige und nicht abbaubare 
Stoffe zu erhalten, haben Mitglieder der 
FBP-Fraktion im Landtag eine Interpel­
lation eingereicht, deren Ergebnisse nun 
in Form eines Regierungsberichtes vorlie­
gen. Zusammenfassend kommt der Re­
gierungsbericht zum Schluss, dass die Be­
lastung unserer Böden mit Schwermetall 
im heutigen Zeitpunkt noch nicht ein 
Ausmass erreicht' habe, dass von einer 
Vergiftung gesprochen werden könne. 
Massnahmen gegen eine weitere Ver­
schlechterung sind aber zweifellos not­
wendig. 

Bei der Beantwortung der Frage, wel­
che Faktoren den Boden gefährden, un­
terscheidet der  Regierungsbericht zwi­
schen den Faktoren, die durch Bearbei­
tung, Düngung und Fruchtwechsel ent­
stehen können sowie Faktoren der Um­
welt, die entweder hausgemacht sind 
oder über Luftverfrachtung und Nieder­
schläge einwirken. Die. Konzentration 
von Blei, so der Bericht, könne im we­
sentlichen durch Massnahmen im Lande 
selbst beeinflusst werden, da der grösste 
Bleiausstoss vom Autoverkehr stammt. 
Die Beeinflussung durch andere Schwer­
metalle wie Cadmium, Quecksilber, Mo-
lybdaen usw. sei hingegen nur im überre­
gionalen Rahmen möglich. 

Mit den im Regierungsbericht enthalte­
nen Tabellen über Messergebnisse in der  
Talebene und im Berggebiet kann der  
Laie wohl wenig anfangen, zumal sie nur  
sehr oberflächlich kommentiert werden. 
Als erschreckend kann aber wohl die 
Ausführung im Regierungsbericht be­
zeichnet werden, wonach sämtliche Bo­
denproben leicht erhöhte Bleigehalte auf­
weisen, und auch die Proben im Tal und 
auf  Guschg teilweise erhöhte Cadmium« 
gehalte ergaben. Die Bodenproben für 
Guschg und Gafadura, so der Bericht im 
Wortlaut, weisen infolge des geringen 
Humusgehaltes und des niedrigen p H -
Wertes die höchsten Bleigehalte auf. In  

den Pflanzen, so der Bericht weiter, lie­
gen die Ergebnisse für Blei teilweise über 
den geforderten Grenzwerten für Frisch­
gemüse. 

Erhaltung gesunder Böden 
In bezug auf den Schutz des Bodens 

führt der Bericht einerseits die Möglich­
keiten an, die von den Landwirten zum 
Schutz getroffen werden können: Wech­
selwirtschaft und Verhinderung einer ein­
seitigen Fruchtfolge; Verwendung der be­
triebseigenen Dünger und mässiger Ein­
satz von Handelsdünger: zurückhaltende 

Anwendung von tierischen und pilzlichen 
Schädlingsbekämpfungsmitteln sowie Er­
satz von Herbiziden durch entsprechende 
Anbaumethoden und durch den Einsatz 
mechanischer Unkrautbekämpfung. 

Anderseits geht der Bericht auf den 
Schutz, vor dem Sauren Regen ein, der 
nur zum Teil durch eigene Massnahmen 
beeinflusst werden kann: Kontrollen des 
Bodens, des Gemüses und des Klär­
schlamms - aber auch Förderung der Ein­
führung von bleifreiem Benzin und Ein­
bau entsprechender Anlagen bei der 
Kehrichtverbrennungsanlage in Buchs. 

Mehrkosten für. 
Repräsentation 

Der Aufwand für Veranstaltungen und 
Repräsentation wird im Jahre 1984 vor­
aussichtlich einen Kreditumfang von 
620000 Franken erforderlich machen, 
nachdem bereits in der Vorjahresrech­
nung 556000 Franken ausgewiesen wur­
de. Im Budget 1984 ist für Repräsenta­
tion- und Verwaltungskosten jedoch nur 
ein Betrag von 500 000 Franken vorgese­
hen. Deshalb hat die Regierung dem 
Landtag einen Nachtragskredit in Höhe 
von 120000 Franken unterbreitet. Knapp 
die Hälfte des Gesamtaufwandes entfällt 
nach Angaben der Regierung auf die 
jährlich wiederkehrenden Anlässe, wie 
beispielsweise den Staatsfeiertag mit Feu­
erwerk und Rahmenprogramm, die Jung-
bürgerfeier, das Jahrestreffen des Staats­
und PTT-Personals. Im Rahmen der  übri­
gen, im voraus nicht genau abschätzbaren 
Anlässe und Repräsentationsverpflich­
tungen fanden im Laufe dieses Jahres 
zahlreiche Besuche, Tagungen und Ver­
anstaltungen auf Regierungs- und Ämter­
ebene statt. Zu erwähnen sind insbeson­
dere die Abschiedsbesuche S. D. des Lan-
desfürsteri in Wien und Bern in Beglei­
tung von Vertretern der Regierung sowie 
die Kontakte mit den Regierungen der 
Kantone St. Gallen und Graubönden an­
lässlich der Besuche unseres Landes. 

Landesverwaltung: 
12 neue Stellen 

Im Verlaufe eines Jahres sind bei der 
Landesverwaltung 12 neue Stellen ge­
schaffen worden. Nach dem von der Re­
gierung an den Landtag überwiesenen 
Bericht über den Bedarf an Stellen in der 
Landesverwaltung und bei den Gerichten 
waren im Oktober 1984 insgesamt 308 
(im Vorjahr 296) Mitarbeiter mit vollem 
Dieristauftrag beschäftigt. Ausserdem 
gab es zu diesem Zeitpunkt 32 (32) Mitar­
beiter mit einem Teilzeit-Dienstauftrag 
im Monatslohn und 125 (143) Mitarbeiter 
als Teilzeit-Angestellte mit Stundenlohn. 
Mitarbeiter mit zeitlich begrenztem 
Dienstauftrag, darunter 23 Lehrlinge und 
6 Praktikariten, werden 44 (53) ausge­
wiesen. 

Nicht enthalten in diesen Zahlen sind 
die Lehrer an den Schulen und der Mu­
sikschule, das Personal der PTT-Betriebe 
und die Aushilfen mit einem zeitlich be­
schränkten Dienstauftrag. 

Die Regierung beantragt beim Landtag 
die Schaffung einer neuen Stelle beim 
Amt für Volkswirtschaft (für die Berei­
che Arbeitnehmerschutz, Luftreinhal­
tung und Lärmbekämpfung), beim Land­
gericht (für die Bereiche Gerichtskanzlei, 
Gerichtsk^se und Gerichtsarchiv) sowie 
beim Schulzentrum Mühleholz für einen 
Verwalter. 

Fussball: 

Vaduz - Balzers 
im FL-Cup 

An der Ausschussitzung von 
Montag abend wurden folgende 
Cup-Halbfinale ausgelost: 

Aktive 
Vaduz - Balzers 
USV - Ruggell 

Senioren 
Balzers - Schaan 
Triesen - Vaduz 

Teilnahme am Bodenseecup 
Der Ausschuss hat beschlossen, 

mit der Nationalmannschaft, am In­
ternationalen Bodensee-Cup teilzu­
nehmen. Dieser Bewerb erstreckt 
sich über zwei Jahre. Es nehmen 
folgende Mannschaften teil: Bayeri­
scher FV, Ostschweizerischer FV, 
Südbadischer FV, Vorarlberger FV. 
Württemberger FV und der LFV. 

Finanzreglement aufgehoben 
Der  Passus 3c des LFV-Finanzre-

glemdntes wurde ersatzlos aufgeho­
ben. Somit können sich Junioren, 
welche sich der Landesauswahl 
nicht zur Verfügung stellen, in5 der 
Landesmeisterschaft in Zukunft 
wieder teilnehmen. Der Passus 3c 
wurde jedoch nicht rückwirkend 
aufgehoben. Somit haben die 
Mannschaften Triesenberg B und 
Triesen B ihre bisher durchgeführ­
ten Spiele gegen Vaduz bzw. Rug­
gell mit Forfait verloren. 

Inter - HSV: 

Ausverkauft! 
Si. Für  das Achtelfinal-Rückspiel im 

UEFA-Cup. zwischen Intertiazionale 
Mailand und dem Hamburger SV, das am 
12. Dezember um 20.30 Uhr angepfiffen 
wird, sind sämtliche 82000 Plätze bereits 
im Vorverkauf abgesetzt worden. Inter 
beschert dies eine Rekordeinnahme von 
umgerechnet etwa zwei Millionen 
Franken. 


